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A. Bericht des Abgeordneten Striebeck 


I. Allgemeines 

Der obige Gesetzentwurf wurde in der 175. Sit- 
zung des Deutsdien Bundestages vom 25. März 1965 
dem Ausschuß für Gesundheitswesen und gemäß 
§ 96 GO dem Haushaltsausschuß überwiesen. Der 
Ausschuß hat sich in mehreren Sitzungen mit 
dem Antrag befaßt. Er begrüßt die im Initiativ- 
antrag vorgesehene Zielsetzung, die in der Herab- 
setzung der Mütter- und Säuglingssterblichkeit zu 
erblicken ist. 

Im Ausschuß ist teilweise geltend gemacht wor- 
den, das Gesetz sei überflüssig, da bereits in den 
Ländern auf Grund entsprechender Gesetze oder 
Vereinbarungen die erforderlichen Vorsorgemaß- 
nahmen durchgeführt bzw. ermöglicht würden. Die 
Mehrheit war demgegenüber der Auffassung, daß 
dieses Gesetz erforderlich sei, um vor allen Dingen 
auch jene werdenden Mütter und Wöchnerinnen zu 
erfassen, die weder selbst versichert noch mit- 
versichert sind. Aus diesem Grunde hielt die Mehr- 
heit im Ausschuß auch eine gesonderte Regelung der 
Vorsorgeuntersuchungen in einem Sondergesetz für 
angebracht. Mit dem Gesetz sollen nach überein- 
stimmender Auffassung im Ausschuß keine Schritte 
in Richtung auf einen staatlichen Gesundheitsdienst 
getan werden. Der Staat soll vielmehr durch Be- 
teiligung an den Kosten Hilfe zur Vorsorge gewäh- 
ren, das heißt, er soll den werdenden Müttern und 
Wöchnerinnen durch finanzielle Unterstützung einen 
Anreiz geben, von den gesetzlichen Möglichkeiten 
Gebrauch zu machen und den Weg zum Arzt erleich- 
tern. Das Gesetz beinhaltet deshalb weder Vor- 


sorgemaßnahmen des Staates für werdende Mütter 
und Wöchnerinnen noch gibt es Anhaltspunkte da- 
für, in welchem Umfange Vorsorgemaßnahmen ge- 
boten sind. Es ist lediglich beabsichtigt, für ein 
Minimum von Maßnahmen finanzielle Hilfe des 
Staates zu gewähren. Die Berechtigten sind frei in 
der Inanspruchnahme der gesetzlichen Möglich- 
keit. Wenn sie jedoch im Rahmen des Gesetzes Vor- 
sorgemaßnahmen in Anspruch nehmen, erhalten sie 
die vorgesehene finanzielle Unterstützung. 

Entsprechend der Auffassung des Ausschusses 
hat er beschlossen, die Überschrift des Gesetzes zu 
ändern und anstelle des Wortes „Vorsorgemaß- 
nahmen" „Vorsorgehilfe" zu setzen. 

IL Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu § 2 

Im Ausschuß ist lange darüber beraten worden, 
ob es zweckmäßig sei, die Zahl der Vorsorgeunter- 
suchungen festzulegen. Obwohl die zahlenmäßige 
Fixierung unter Umständen den Eindruck erwecken 
kann, daß die festgelegte Zahl als ausreichend be- 
trachtet werden könne, glaubte der Ausschuß den- 
noch, eine bestimmte Zahl festlegen zu sollen. Er 
hat dies getan in dem Bewußtsein, daß die vor- 
geschlagene Zahl keinesfalls den neuesten medizi- 
nischen Erkenntnissen entspricht. Er geht jedoch 
von der Erwartung aus, daß die werdenden Mütter, 
wenn sie einmal zur Vorsorgeuntersuchung gegan- 
gen sind, auf ärztlichen Rat auch öfter als im Gesetz 
vorgesehen eine Vorsorgeuntersuchung vornehmen 
lassen. 
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Im Ausschuß war vorgeschlagen worden, die Zahl 
der Vorsorgeuntersuchungen durch den Bundesaus- 
schuß der Arzte und Krankenkassen festlegen zu 
lassen. Die Mehrheit im Ausschuß konnte sich für 
diese Regelung aber nicht entscheiden. Sie vertrat 
vielmehr die Auffassung, daß das Krankenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetz mit der hier zu regeln- 
den Materie nicht verglichen werden könne. 

Die Nummer 5 wurde vom Ausschuß gestrichen, 
weil er glaubte, daß die dort vorgesehenen Vor- 
sorgemaßnahmen durch die Fassung der Num- 
mern 1 bis 4 bereits mit erfaßt seien. 


Zu § 3 

Der Ausschuß hat mit Mehrheit die Streichung 
des § 3 vorgeschlagen, weil er der Auffassung ist, 
daß die Frage eines Mütterpasses in diesem Gesetz, 
das die Vorsorgehilfe behandelt, nicht geregelt wer- 
den sollte. Der Vorschlag, auch hier dem Bundes- 
ausschuß der Arzte und Krankenkassen die Mög- 
lichkeit zu eröffnen, festzulegen, welche Aufzeich- 
nungen und Bescheinigungen während der Schwan- 
gerschaft gemacht werden müßten, wurde mit Mehr- 
heit abgelehnt. 

Zu § 4 

§ 4 legt den Vorrang dieses Gesetzes fest. 


Zu § 5 

In Absatz 1 wird ausdrücklich festgelegt, daß 
durch dieses Gesetz die freie Arzt- und Hebammen- 
wahl nicht berührt werden soll. Absätze 2 und 3 
regeln die Kostenerstattung, Absatz 4 den Über- 
gang von Ersatzansprüchen. 

Zu § 5 a 

Der Ausschuß glaubte, die Frage der Kostentra- 
gung in einem besonderen Paragraphen regeln zu 
sollen, und schlägt deshalb vor, die bisher in § 5 
Abs. 5 vorgesehene Regelung in einem neuen § 5 a 
vorzunehmen. 

Im Ausschuß ist lange über die Frage diskutiert 
worden, ob die vorgesehene Kostenteilung ange- 
bracht sei oder nicht. Nach langer Diskussion hat 
sich der Ausschuß für die im Antrag vorgesehene 
Regelung ausgesprochen, wobei gegen den Vor- 
schlag, der Bund solle die gesamten Kosten über- 
nehmen, darauf hingewiesen wurde, daß die Länder 
bereits jetzt einen nicht unerheblichen Betrag für 
die Deckung der Kosten, die durch die Vorsorge- 
untersuchungsmaßnahmen enstehen, aufwenden. 

Da in der Verordnung über die von den Kranken- 
kassen den freiberuflich tätigen Hebammen für 
Hebammenhilfe zu zahlenden Gebühren noch kein 
Ansatz vorhanden ist, der die in § 2 Abs. 4 genann- 
ten Leistungen erfaßt, empfiehlt der Ausschuß die 
aus dem Ausschuß antrag ersichtliche Entschließung. 


Bonn, den 18. Juni 1965 


S triebeck 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses . 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV/3170 — 
in der aus der anliegenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 


Die Bundesregierung wird ersucht, 

in der Verordnung über die von den Kranken- 
kassen den freiberuflich tätigen Hebammen für 
Hebammenhilfe zu zahlenden Gebühren einen 
Ansatz aufzunehmen, nach dem die Kosten- 
erstattung für die in § 2 Nr. 4 genannten Lei- 
stungen der Hebammen erfolgt. 


Bonn, den 18. Juni 1965 


Der Ausschuß für Gesundheitswesen 
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Dr. Hamm (Kaiserslautern) 

Vorsitzender 


Striebeck 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP eingebr achten 
Entwurfs eines Gesetzes über Vorsorgemaßnahmen für 
werdende Mütter und Wöchnerinnen 

— Drucksache IV/3170 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Gesundheitswesen 

(11. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf 

eines Gesetzes über yoTSorgemaßnahmen 
für werdende Mütter und Wöchnerinnen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Werdende Mütter und Wöchnerinnen können 
Vorsorgemaßnahmen nach diesem Gesetz bean- 
spruchen. 

§ 2 

Zu den Vorsorgemaßnahmen für werdende Mütter 
und Wöchnerinnen gehören 

1. die zur Feststellung der Schwangerschaft er- 
forderlichen Untersuchungen einschließlich 
notwendiger Laboratoriumsuntersuchungen, 

2. je eine ärztliche Untersuchung in den ersten 
drei Monaten, im vierten bis sechsten Monat 
und im achten bis neunten Monat der Schwan- 
gerschaft einschließlich notwendiger Laborato- 
riumsuntersuchungen, 

3. je eine ärztliche Untersuchung nach der Nie- 
derkunft, 

4. die regelmäßige Betreuung durch eine Heb- 
amme während der Schwangerschaft und 

5. die Beratung in allen Fragen der Schwanger- 
schafts-Hygiene, der Wochenpflege und der 
Versorgung der Neugeborenen durch einen 
Arzt oder eine Hebamme, 

§ 3 

Jede werdende Mutter erhält bei der ersten ärzt- 
lichen Untersuchung nach § 2 Nr. 2 eine Bescheini- 
gung. 


Beschlüsse des 1 1. A u s s c h u s s e s 


Entwurf 

eines Gesetzes über Vorsorgehilfe 
für werdende Mütter und Wöchnerinnen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Werdende Mütter und Wöchnerinnen, die im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes ihren Wohnsitz haben, 
können Vorsorgehilfe nach Maßgabe der §§ 2 und 5 
beanspruchen, 

§ 2 

Die Vorsorgehilfe wird gewährt für 

1. die zur Feststellung der Schwangerschaft er- 
forderlichen ärztlichen Untersuchungen ein- 
schließlich notwendiger Laboratoriumsunter- 
suchungen, 

2. drei ärztliche Untersuchungen während der 
Schwangerschaft einschließlich notwendiger 
Laboratoriumsuntersuchungen, 


3. eine ärztliche Untersuchung nach der Entbin- 
dung, 

4. die Betreuung durch eine Hebamme während 
der Schwangerschaft und nach der Entbin- 
dung. 

Nummer 5 entfällt 


§ 3 

entfällt 
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Entwurf 
§ 4 

Die Vorsorgemaßnahmen für werdende Mütter 
und Wöchnerinnen werden auch dann gewährt, wenn 
andere Gesetze Leistungen gleicher Art für densel- 
ben Personenkreis vorsehen. 

§ 5 

(1) Die werdenden Mütter und Wöchnerinnen 
haben freie Wahl des Arztes und der Hebamme. 

(2) Die nach § 2 den werdenden Müttern und 
Wöchnerinnen entstehenden Kosten werden ihnen 
durch die von den Ländern zu bestimmenden Be- 
hörden ersetzt. 

(3) Die Gebührensätze werden zwischen den zu- 
ständigen Landesbehörden und den kassenärztlichen 
Vereinigungen vereinbart. 


(4) Soweit werdende Mütter und Wöchnerinnen 
Ansprüche gegen Versicherungen haben, kann die 
Kostenerstattung für den Umfang der Vorsorge- 
maßnahmen nach § 2 unmittelbar an die Versiche- 
rung erfolgen. 

(5) Die durch dieses Gesetz entstehenden Kosten 
tragen der Bund und die Länder je zur Hälfte. 


§ 6 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Ber- 
lin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

(2) Die Senate der Länder Berlin, Bremen und 
Hamburg werden ermächtigt, die Vorschriften die- 
ses Gesetzes über die Zuständigkeit von Behörden 
dem besonderen Verwaltungsaufbau ihrer Länder 
anzupassen. 

§ 7 


Beschlüsse des 1 1. A u s s c h u s s e s 
§ 4 

Vorsorgehilfe nach diesem Gesetz wird auch ge- 
währt, wenn andere Gesetze Leistungen gleicher 
Art für denselben Personenkreis vorsehen. 

§ 5 

(1) Das Recht, den Arzt und die Hebamme frei 
zu wählen, wird durch dieses Gesetz nicht berührt. 

(2) Im Rahmen der Vorsorgehilfe werden den 
werdenden Müttern und Wöchnerinnen Kosten für 
die in § 2 bezeichneten Leistungen nach Maßgabe 
des Absatzes 3 erstattet. 

(3) Die Kostenerstattung erfolgt nach den ein- 
fachen Sätzen der Gebührenordnung für Ärzte und 
nach der Verordnung über die von den Kranken- 
kassen den freiberuflich tätigen Hebammen für 
Hebammenhilfe zu zahlenden Gebühren. Das Ver- 
tragsverhältnis der Ersatzberechtigten zum Arzt 
und zur Hebamme wird dadurch nicht berührt. 

(4) Der Ersatzanspruch werdender Mütter und 
Wöchnerinnen, die Ansprüche gegen einen Träger 
der gesetzlichen Krankenversicherung haben, gehen 
auf den zuständigen Träger der Krankenversiche- 
rung über. Dies gilt für die Träger der Sozialhilfe 
entsprechend. 


§ 5a 

(1) Die Behörden, die den Kostenersatz leisten, 
werden von den Ländern bestimmt. 

(2) Die den Ländern durch dieses Gesetz ent- 
stehenden Kosten werden ihnen zur Hälfte vom 
Bund erstattet. 

§ 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 7 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1966 in Kraft. 


Dieses Gesetz tritt am in Kraft 
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